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Hans-Hagen Härtel

Wachstumsoption 
nicht 
gefährden

V on Januar 1980 bis Januar 1983 
ist die Zahl der Arbeitslosen von 

1 auf 2,5 Mill. gestiegen. Während 
dieser drei Jahre ist zunehmend der 
Glaube geschwunden, daß wir noch 
die Wachstumsoption haben, d. h. 
die Chance, die Arbeitslosigkeit 
durch die Schaffung von neuen pro­
duktiven Arbeitsplätzen zu beseiti­
gen. Zwar lebt die Bevölkerung 
überwiegend noch keineswegs im 
Überfluß, sondern es gäbe im Ge­
genteil noch reichlich zu tun, um die 
Wohlfahrt der Bürger -  oder neuer­
dings: die Qualität des Lebens -  
weiter zu verbessern, ganz zu 
schweigen von der Bekämpfung der 
Armut und des Hungers in der Drit­
ten Welt. Niemand sieht jedoch, wie 
man es bewerkstelligen kann, daß 
die dafür nötige Arbeit auch getan 
wird. Selbst im Jahreswirtschafts­
bericht der Bundesregierung ist 
erstmals die Rede davon, daß man 
zur Bekämpfung der Beschäfti­
gungsprobleme zwar in der Haupt­
sache die Rahmenbedingungen für 
diejenigen, die produktive Arbeits­

plätze erhalten und schaffen, ver­
bessern müsse, daß aber auch an 
die Verkürzung der Lebensarbeits­
zeit zu denken sei.

Als Ökonom hat man jedoch dar­
an zu erinnern, daß eine forcierte 
Verkürzung der Arbeitszeit riskant 
ist, weil möglicherweise an vielen 
Ecken der Volkswirtschaft perso­
nelle Engpässe entstehen, die nicht 
oder nicht rasch genug durch die 
Einstellung von Arbeitslosen besei­
tigt werden können, so daß Nach­
frage und Produktion zurückgehen. 
Es käme dann nicht zur Verteilung 
der vorhandenen Arbeit auf mehr 
Köpfe, sondern zu einer weiteren 
Verknappung der Arbeit. Darüber 
hinaus würde durch Arbeitszeitver­
kürzung die Tendenz gefördert, daß 
immer mehr Arbeit nicht mehr in der 
offiziellen, sondern in der Schatten­
wirtschaft getan wird.

Natürlich ist es nicht nur ein politi­
sches, sondern auch ein ökonomi­
sches Ärgernis, daß Millionen Ar­
beitskräfte so lange untätig bleiben, 
bis ihnen eine stärkere wirtschaftli­
che Dynamik wieder Arbeitsmög­
lichkeiten bietet. Daher ist es durch­
aus sinnvoll, den Arbeitsmarkt 
durch beschäftigungspolitische 
Maßnahmen zu entlasten. Solche 
Maßnahmen sollten jedoch reversi­
bel sein, und sie sollten vor allem 
die wachstumspolitische Option 
nicht gefährden. Es wäre z. B. zu er­
wägen, daß einige Entscheidungen 
korrigiert werden, mit denen in den 
vergangenen Jahren bei der Bun­
desanstalt für Arbeit an der falschen 
Stelle gespart wurde.

Bevor man beispielsweise durch 
Tarifvertrag oder durch Gesetz im­
mer mehr ältere Arbeitnehmer im­
mer frühzeitiger zum Ausscheiden 
veranlaßt, sollte man den Unterneh­
men wieder die Möglichkeit geben, 
auf Kosten der Arbeitslosenversi­
cherung 59jährige Arbeitnehmer zu 
„entlassen“ , damit diese nach ein­
jähriger Arbeitslosigkeit vorzeitig Al­
tersrente beziehen können. Positiv 
zu bewerten ist, daß die Arbeitsmi­

nister des Bundes und der Länder 
übereingekommen sind, die finan­
ziellen Mittel für Arbeitsbeschaf­
fungsmaßnahmen, die zuvor stark 
eingeschränkt worden waren, wie­
der aufzustocken. Mit Hilfe dieser 
Lohnsubventionen können vorüber­
gehend Arbeitslose auf Arbeitsplät­
zen vorwiegend im öffentlichen Be­
reich beschäftigt werden, die wegen 
der hohen Lohnkosten sonst nicht 
besetzt würden. Die Gesellschaft 
erhält auf diese Weise für die Zah­
lung des Arbeitslosengeldes gleich­
sam eine Gegenleistung, und fürdie 
Arbeitslosen wird die Gefahr ver­
mindert, daß ihre Arbeitsfähigkeit 
infolge der langen Arbeitslosigkeit 
leidet.

Natürlich hat auch dieses Instru­
ment seine Probleme. Es ist nicht 
auszuschließen, daß Landesregie­
rungen oder Kommunen damit Tä­
tigkeiten finanzieren, für die sie 
sonst eigene Mittel einsetzen wür­
den. Solche Mitnahmeeffekte sind 
niemals auszuschließen, können 
aber in Kauf genommen werden. 
Bedenklich wäre es allerdings, 
wenn die Politiker und Tarifver­
tragsparteien die Verminderung der 
Arbeitslosigkeit, die mit derartigen 
Maßnahmen erreicht wird, als Bei­
trag zu einer dauerhaften Lösung 
der Beschäftigungsprobleme anse- 
hen würden. Im Grunde genommen 
wird ja nur offene Arbeitslosigkeit in 
versteckte oder in Tätigkeiten um­
gewandelt, für die weder öffentliche 
noch private Stellen die vollen Ko­
sten zu zahlen bereit sind. Das glei­
che gilt, wenn im Zuge von Ausbil­
dungsoffensiven Jugendliche für ei­
nen Beruf ausgebildet werden, den 
sie später vielleicht nicht ausüben 
werden. Sofern solche Maßnahmen 
die Lösung der grundlegenden Pro­
bleme -  zu geringe Flexibilität und 
Mobilität auf dem Arbeitsmarkt, ein 
Lohnniveau und eine Lohnstruktur, 
die nicht marktgerecht sind -  nicht 
behindern, kann man sie aber als 
Krücken rechtfertigen, mit denen 
die Gesellschaft eine Notsituation 
überbrückt.
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